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Antrag 

der Abgeordneten Hauser (Krefeld), Schmidhuber, Lampersbach, Engelsberger, 

Dr. von Bismarck, von Bockeiberg, Dreyer, Eigen, Gewandt, Haase (Kassel), 

Dr. Jenninger, Dr. Jobst, Josten, Dr. Köhler (Duisburg), Dr. Kunz (Weiden), 

Dr. Luda, Dr. Miitner, Dr. Müiier-Hermann, Niegei, Frau Pieser, Pohlmann, Dr. Ritz, 
Roilmann, Schedl, Schröder (Lüneburg), Sick, Dr. Sprung, Susset, Dr. Stavenhagen, 
Dr. Waigei, Dr. Warnke, Dr. Zeitei und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. strukturpoiitisches Aktionsprogramm für kieine und mittlere Unternehmen 
und Freie Berufe 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, ein strukturpolitisches Aktionsprogramm 
für kleine und mittlere Unternehmen und Freie Be- 
rufe mit dem Ziel zu realisieren, die Wettbewerbs- 
nachteile kleiner und mittlerer Unternehmen auszu- 
gleichen und Chancengleichheit gegenüber Groß- 
unternehmen herzustellen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, ist die Durchführung 
folgender Maßnahmen nötig: 

— Maßnahmen der Steuerpolitik, 

• — ■ Maßnahmen der Kreditpolitik, 

■ — Maßnahmen der Wettbewerbspolitik, 

— Maßnahmen auf dem Gebiet des Unternehmens- 
rechtes, 

— Maßnahmen der öffentlichen Auftragsvergabe 
und 

— Maßnahmen der Gesellschaftspolitik. 

Diese Maßnahmen werden wie folgt konkretisiert: 


1. Maßnahmen der Steuerpolitik 

A, Als Sofortmaßnahmen 

1. Verbesserung der degressiven Abschreibungen 
auf das 2 V 2 fache der linearen Abschreibung. 

2. Eine zeitlich begrenzte Wiedereinführung der 
Abzugsfähigkeit von Schuldzinsen als Sonder- 
ausgaben von der Einkommensteuer. 

B. Als mittelfristig einzuführende Maßnahmen: 

1. Senkung der Vermögensteuer für nicht natür- 
liche Personen von 1 v. H. auf 0,7 v. H., für na- 
türliche Personen von 0,7 v. H. auf 0,5 v. H. 


2. Steuererleichterungen zur Belebung der Bau- 
wirtschaft im Rahmen des § 7 b EStG z. B. durch 

— Erhöhung der Wertgrenze für Sonderab- 
schreibungen nach § 7b EStG von 150 000 
auf 200 000 DM, 

— Erhöhung der Sonderabschreibungen nach 
§ 7 b EStG in den ersten fünf Jahren von 
bisher 5 v. H. 

3. Erhöhung der Investitionszulage für Forschungs- 
und Entwicklungsinvestitionen auf 10 v. H.; 
Wiedereinführung der Sonderabschreibungen 
für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen 
(§ 82 EStG). 

4. Verzicht auf die Hinzurechnung von Dauer- 
schulden und Dauerschuldzinsen bei der Ge- 
werbesteuer, Ausgleich des Einnahmeausfalls 
bei den Gemeinden durch eine entsprechende 
Anhebung des Anteils an der Einkommensteuer 
und Einführung von Höchstgrenzen für die He- 
besätze der Gemeinden. 

Alternativ kommt auch die Einführung einer 
steuerfreien Rücklage in Betracht, die .es klei- 
nen und mittleren Unternehmen ermöglicht, 
Eigenmittel anzusparen, um ihre strukturelle 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit zu ver- 
bessern und der Konzentration entgegenzuwir- 
ken. 

5. Öffnung der Programme zur regionalen Wirt- 
schaftsförderung für mittelständische Unterneh- 
men durch Änderung des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des 
Investitionszulagengesetzes 1973 zur Verbesse- 
rung der Eigenkapitalbasis in mittelständischen 
Unternehmen. 

6. Im Rahmen der Steuerharmonisierung in der 
Europäischen Gemeinschaft sollte die Bundes- 
regierung auf einen schrittweisen Abbau der 
Gewerbesteuer hinwirken. 
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7. Das Steuersystem insgesamt muß schließlich bei 
seiner Weiterentwicklung einfacher und über- 
schaubarer gestaltet werden, wobei die Kosten- 
belastung der Betriebe durch administrative 
Aufgaben spürbar vermindert werden muß. 


IL Maßnahmen der Kreditpolitik 

A. Als Maßnahmen innerhalb des ERP-Programms 
bieten sich an: 

1. Im Interesse einer kontinuierlichen Förderung 
kleiner und mittlerer Unternehmen sollten die- 
jenigen ERP-Programme durch Umschichtung 
aufgestockt werden, die erfahrungsgemäß rasch 
erschöpft sind. Jeder Antragsteller, der die Vor- 
aussetzung der Programme erfüllt, sollte die 
Gewährung der ERP-Mittel zu einem kalkulier- 
baren Bestandteil der Gesamtfinanzierung 
machen können. Dazu bedarf es allerdings der 
Entlastung des ERP-Programms bei anderen 
Maßnahmen. 

2. Der Zinssatz der ERP-Programme sollte sowohl 
in Phasen restriktiver Kreditpolitik als auch 
ausreichender Geldversorgung stets deutlich 
unter dem Kapitalmarktzins gehalten werden, 
damit er seiner Aufgabe als einer fördernden 
Finanzierungsmöglichkeit für die mittelständi- 
sche Wirtschaft gerecht werden kann. Dies gilt 
auch für die M I- und M Il-Programme der Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau. 

3. Die unter Punkt 1 und 2 dargestellten Zielsetzun- 
gen sollten im gegebenen finanziellen Rahmen 
des ERP-Kreditprogramms - beginnend mit 
dem Gesetz über die Feststellung der Wirt- 
schaftspläne des ERP-Sondervermögens für das 
Jahr 19-76 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 1976) - 
angestrebt werden durch eine 

— Erhöhung der ERP-Darlehn zur Förderung 
der Existenzgründung mit dem Ziel einer 
besseren Starthilfe für Unternehmensgrün- 
dung und Betriebsübernahmen, 

— ■ Erhöhung der ERP-Darlehn zur Errichtung 
von Betrieben in neuen Stadtteilen, 

— Schaffung eines neuen ERP-Kreditprogram- 
mes „Standortförderung" für die mittelstän- 
dische Wirtschaft, das auch der Förderung 
der Errichtung bzw. Wiedererrichtung von 
Gewerbebetrieben in alten Stadtteilen, Vor- 
städten, Stadtrandgebieten und auf dem fla- 
chen Lande dienen sollte. 

B. Als Maßnahmen der Selbsthilfe bieten sich an: 

1. Zusätzlich sollen Möglichkeiten für Selbsthilfe- 
aktionen der Wirtschaft zur Beteiligungsfinan- 
zierung verstärkt geschaffen werden, da die 
bisherigen Erfahrungen noch nicht ermutigend 
sind. Die Mittelstandspolitik muß daher dafür 
Sorge tragen, daß echtes, langfristiges Beteili- 
gungskapital zur Verfügung steht, z. B. in Form 
von zahlreichen, untereinander konkurrierenden 


Beteiligungsgesellschaften. Durch Werbung, In- 
formation und Beratung müssen die Selbsthilfe- 
einrichtungen des Mittelstandes die bei vielen 
mittelständischen Unternehmen noch bestehen- 
den psychologischen Barrieren gegenüber Betei- 
ligungskapital abbauen. 

2. Arbeitnehmern soll durch die Schaffung eines 
neuen sich selbst tragenden „Spar- und Kredit- 
programms zur Förderung mittelständischer Be- 
triebsgründungen" der Schritt zur Selbständig- 
machung erleichtert werden. Unselbständige, die 
eine Betriebsgründung oder Betriebsübernahme 
beabsichtigen und die nötige fachliche Eignung 
für die Führung des zu gründenden oder zu 
übernehmenden Unternehmens aufweisen, soll 
das Ansammein von Eigenmitteln durch ein am 
bestehenden Bausparsystem orientiertes „Spar- 
und Kreditprogramm zur Förderung mittelstän- 
discher Betriebsgründungen" erleichtert werden, 
das die vorhandenen Vorteile des Bausparens 
für Betriebsgründungen analog^ nutzt. 


III. Maßnahmen der Wettbewerbspoiitik 

1. Das Wettbewerbsrecht, insbesondere das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen und das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb, und 
seine praktische Anwendung müssen so gestal- 
tet werden, daß die Leistungsfähigkeit kleiner 
und mittlerer Unternehmen gestärkt wird und 
ihre wettbewerblichen Nachteile im Verhältnis 
zu Großunternehmen ausgeglichen werden. 

Als erster Schritt müssen ein Verbot der miß- 
bräuchlichen Preisgegenüberstellung in der 
Werbung mit dem Ziel der Täuschung des Ver- 
brauchers sowie eine gesetzliche Neuregelung 
des Verkaufs unter Einstandspreis und eine 
Reform des Aus- und Räumungsverkaufsrechtes 
erreicht werden. 

2. Um der Unternehmenskonzentration entgegen- 
zuwirken, sind für die Kleinbetriebe die zwi- 
schen- und überbetriebliche Kooperation aus- 
zubauen, da sie die rechtliche Selbständigkeit 
des Unternehmens nicht antastet, jedoch größere 
Aktionseinheiten im Wettbewerb (Gruppenwett- 
bewerb) schafft, wodurch in vielen Fällen die 
Vorteile des Großunternehmens eingeholt wer- 
den können. Eine solche Kooperation darf je- 
doch - ebenso die Unternehmenszusammen- 
schlüsse - den Wettbewerb nicht hemmen. 

3. Durch eine Neufassung der Kooperationsfibel 
auf der Grundlage der 2. GWB-Novelle müssen 
Klarheit und Rechtssicherheit erreicht und der 
notwendige Entfaltungsraum für eine vom Kar- 
tellrecht nicht berührte zwischenbetriebliche Zu- 
sammenarbeit gesichert werden. Dieser durch 
die Kooperations-Bekanntmachung des Bundes- 
wirtschaftsministeriums vom 29. Oktober 1963 
gekennzeichnete und durch den Bundestag bei 
Verabschiedung der zweiten Kartellgesetzno- 
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veile bestätigte kartellfreie Raum darf nicht 
durch die Bundesregierung infrage gestellt wer- 
den. Es muß - gegebenenfalls durch eine Legal- 
definition des kartellfreien Raumes - die Gefahr 
gebannt werden, daß mittelständische Koopera- 
tionen durch die verschärfte Auslegung des Kar- 
tellverbotes gezwungen werden könnten, statt, 
zu kooperieren in Formen der Konzentration 
auszuweichen. 

4. Die Mißbrauchs auf sicht über marktbeherr- 
schende Unternehmen (§ 22 GWB) sollte sidr 
stärker mit Mißbräuchen von Nachfragemacht, 
insbesondere mit diskriminierenden Forderun- 
gen zum Nachteil mittelständischer Anbieter, 
befassen. Auch Machtmißbräuche der öffentli- 
chen Auftraggeber müssen verfolgt werden. 
Mißbräuche sind insbesondere dann abzustellen, 
wenn ein marktmächtiger Abnehmer mittelstän- 
dische Anbieter veranlaßt, ihm günstigere Kon- 
ditionen einzuräumen, als sie allgemein für die 
Branche gelten und nach Prüfung der Kartell- 
behörde den Marktverhältnissen und der Inter- 
essenlage der beteiligten Marktstufen entspre- 
chen. 

5. Um die wettbewerbsrechtliche Diskriminierung 
abzubauen, die zu strukturpolitisch bedenklichen 
Auswirkungen für kleine und mittlere Unter- 
nehmen führt, ist es erforderlich, § 26 des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu 
ergänzen durch ein Diskriminierungsverbot hin- 
sichtlich der Rabatte, Provisionen und sonstiger 
Konditionen, es sei denn, daß die sich aus der 
gemeinsamen Erklärung der Verbände erge- 
bende neue Wettbewerbspraxis eine solche Än- 
derung nicht nötig macht. Hierdurch soll jedoch 
kein Kontrahierungszwang eingeführt werden. 
Auch die grundsätzliche Zulässigkeit des selek- 
tiven Vertriebs und der Vertriebsbindungen 
wird nicht berührt. 

6. Zusätzlich sollen Wettbewerbsregeln {§ 28 GWB) 
gegen eine diskriminierende Absatzgestaltung 
zu Lasten marktschwächerer Abnehmer zugelas- 
sen werden. Auch Wettbewerbsregeln zur Er- 
leichterung von Strukturanpassungen, z. B. zur 
Unterlassung bestimmter Wettbewerbsbehand- 
lungen während eines Anpassungszeitraumes, 
sollen zugelassen werden. 

7. Lizenz- und know-how-Verträge zwischen mittel- 
ständischen Unternehmen sollten von der ge- 
setzlichen Unwirksamkeitsfolge der §§ 20 und 
21 GWB befreit und nur einer Mißbrauchskon- 
trolle unterstellt werden. 

8. Der Anwendungsbereich der unverbindlichen 
Verbraucherpreisempfehlung des § 38 a des Kar- 
tellgesetzes ist aufgrund der inzwischen gesam- 
melten Erfahrungen daraufhin zu prüfen, ob und 
inwieweit er zur Wiederherstellung des saube- 
ren Preiswettbewerbs und der Preisklarheit wie 
auch zur Vermeidung der Irreführung der Ver- 
braucher beigetragen hat. Die nur an den Han- 
del gerichteten Händlerpreisempfehlungen soll- 
ten auf jeden Fall beibehalten werden. 


9. Großhandlungen, insbesondere sogenannte 
Cash and Carry-Großhandlungen, die an private 
Letztverbraucher absetzen, müssen zur Einhal- 
tung der für den Einzelhandel geltenden Vor- 
schriften gezwungen werden. Insbesondere zur 
Einhaltung des Ladenschlußgesetzes und der 
Verordnung über Preisangaben. 

10. Die Bundesregierung wird aufgefordert, geeig- 
nete und wirksame Maßnahmen gegen den Ver- 
drängungswettbewerb im Einzelhandel zu erar- 
beiten, um insbesondere die Flächenexpansiön 
von Großbetriebsformen des Einzelhandels, der 
Verbrauchermärkte und SB-Warenhäuser einzu- 
dämmen, soweit die Nahrungs Versorgung der 
Bevölkerung im fußläufigen Bereich davon be- 
einträchtigt wird. 


IV. Maßnahmen auf dem Gebiet des Unternehmens- 
rechtes 

1 . Bei der GmbH-Rechts-Reform sollte die notwen- 
dige Praktikabilität und Flexibilität der seit 
einem Dreivierteljahrhundert bewährten Rechts- 
form der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
erhalten werden. Den inzwischen über 140 000 
meist kleinen und mittleren Unternehmen die- 
ser Rechtsform sollte auch künftig eine für sie 
passende, leicht zu handhabende Organisations- 
form zur Verfügung gestellt werden. Das be- 
deutet u. a., daß der organisationsrechtliche Teil 
des neuen Gesetzes nicht zu stark am aktien- 
rechtlichen Vorbild orientiert sein sollte und 
daß kleine und mittlere Unternehmen bei der 
Neuregelung ihrer Rechnungslegungspflichten 
und der Prüfungspflichten Erleichterungen er- 
halten müssen. Das gleiche gilt für die Harmo- 
nisierung des Gesellschaftsrechtes in der EG. 

2. Es soll eine neue, auf die spezifischen Bedürf- 
nisse der Freien Berufe zugeschnittene und nur 
für diese zugelassene Gesellschaftsform geschaf- 
fen werden, in der die Haftung auf ein vernünf- 
tiges Maß beschränkt, die steuerliche Belastung 
durch die Berufsausübung in einer Gesellschaft 
nicht erhöht wird, die Berufsregeln weiterhin 
gelten und die funktionale Leistungsfähigkeit 
des einzelnen durch eine möglichst lockere Or- 
ganisation der Gesellschaft gefördert wird. 

3. Zur Förderung der betrieblichen Gewinn- und 
Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmer ist der Ab- 
bau der bestehenden gesetzlichen Hemmnisse 
und Beschränkungen durch folgende Maßnah- 
men notwendig: 

a) Das vorgesehene Vollanrechnungs verfahren 
bei der Körperschaftsteuer zur Beseitigung 
der Doppelbelastung der Kapitaleigner und 
Anteilseigner ist als eine geeignete Maß- 
nahme der breiteren Eigentumsstreuung an- 
zusehen. 

b) Die Begünstigung im Gesetz über steuer- 
rechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln und 


3 



Drucksache 7/4759 


üeutsctier Bundestag — 7. Wahlperiode 


bei Überlassung von eigenen Aktien an 
Arbeitnehmer ist auf alle Beteiligungswerte 
am Unternehmen entsprechend auszudehnen. 

c) Die Kapitalverkehrsteuer entfällt bei Ein- 
gehen eines Gesellschaftsverhältnisses mit 
einem Arbeitnehmer, 

d) Einkünfte aus unselbständiger Arbeit der 
Teilhaber von Personengesellschaften, die 
als Arbeitnehmer im Unternehmen tätig 
sind, gelten nicht als Einkünfte aus Gewerbe- 
betrieb im Sinne des § 15 Nr, 2 EStG, wenn 
die einzelne Beteiligung einen bestimmten 
Prozentsatz des Eigenkapitals nicht über- 
steigt. 

e) Der Anlagekatalog des Dritten Vermögens- 
bildungsgesetzes wird um weitere Anlage- 
möglichkeiten im arbeitgebenden Unterneh- 
men erweitert, so daß grundsätzlich sämt- 
liche Beteiligungsformen (z. B. stille Gesell- 
schaft, Kommanditist) auch an nicht emis- 
sionsfähigen Unternehmen gefördert werden. 

f) Der so geänderte Katalog des Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetzes wird in das Spar- 
prämiengesetz aufgenommen und entspre- 
chend gefördert. 


V, Maßnahmen der öffentlichen Auftragsvergabe 

1. Konkrete xmd praktikable Richtlinien für eine 
gezielte Vergabe von öffentlichen Aufträgen an 
kleine und mittlere Unternehmen sind in allen 
dafür geeigneten Bundesressorts aufzustellen. 
Großaufträge sind in Mengen- und Fachlose auf- 
zuteilen, eine vermehrte Aussonderung, „mittel- 
standsfähiger" Aufträge ist anzustreben. 

2. Die öffentlichen Auftraggeber sollten bei der 
Vergabe von Großaufträgen darauf Einfluß neh- 
men, daß Unteraufträge an kleine und mittlere 
Unternehmen vergeben werden und daß diese 
Verträge so gestaltet sind, daß den Nachunter- 
nehmern keine ungünstigeren Bedingungen auf- 
erlegt werden, als sie zwischen Hauptunterneh- 
mer und öffentlicher Hand bestehen. 

3. Arbeitsgemeinschaften kleiner und mittlerer 
Unternehmen wie auch Bietergemeinschaften 
sind als Auftragnehmer zuzulassen, und zwar 
schon bei der Abgabe eines Angebotes, ohne 
daß bereits eine rechtliche Bindung zwischen 
den Anbietern bestehen muß. Die Verwaltungs- 
praktiken der öffentlichen Auftraggeber sind ge- 
nerell zu vereinfachen. 

4. In Fällen, in denen keine Aufteilung in Lose in 
Betracht kommt oder es bei beschränkter Aus- 
schreibung oder freihändiger Vergabe nicht 
möglich ist, kleine und mittlere Unternehmen in 
das Verfahren einzubeziehen, sind die Gründe 
hierfür aktenkundig zu machen. 

5. Wenn öffentliche Auftraggeber zu Unrecht die 
Leistungsfähigkeit eines mittelständischen Un- 
ternehmens bezweifeln, sollte erwogen wer- 


den, diesen bei einer Bewerbung um öffentliche 
Aufträge die Möglichkeit zur Erlangung einer 
Kompetenzbescheinigung durch die zuständigen 
Kammern ähnlich dem amerikanischen „certifi- 
cate of competency" zu gewähren, das dann 
für den Öffentlichen Auftraggeber bindend ist 
und ein wirkungsvolles Mittel darstellen könnte, 
den Anteil mittelständischer Unternehmen am 
öffentlichen Auftragsvolumen zu vergrößern. 

6. Die Beschaffungsbedingungen und Verwal- 
tungspraktiken durch die öffentlichen Auftrag- 
geber sollen mit dem Ziel überprüft werden, 
diese so zu vereinfachen, daß sie auch für die 
Klein- und mittelständischen Unternehmen 
transparent und verständlich werden. 

7. Als Sicherheitsleistung sind bei Arbeitsgemein- 
schaften auch Bürgschaften der Kreditgemein- 
schaften anzuerkennen. 

8. Kontaktstellen mit Sonderbeauftragten für Klein- 
und Mittelunternehmen bei den größeren Ver- 
gaberessorts sollen geschaffen werden. 

9. Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sind bei 
Vorliegen gleichwertiger Angebote diejenigen 
Betriebe vorrangig zu berücksichtigen, die Aus- 
zubildende beschäftigen. 

10. Mehr denn je muß darauf geachtet werden, daß 
die VOB zur alleinigen Grundlage der Vertrags- 
gestaltung bei der Erteilung öffentlicher Auf- 
träge gemacht wird. Ähnliche Überlegungen gel- 
ten für die Vergabe von öffentlichen Lieferauf- 
trägen nach der VOL. 

11. Im Rahmen der von der Bundesregierung be- 
triebenen Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung im zivilen Bereich muß die Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen ausge- 
baut werden, da die von ihrer Struktur her die 
Großunternehmen begünstigende Forschungs- 
förderung sich sowohl unter wettbewerbspoli- 
tischen Gesichtspunkten wie auch unter for- 
schungspolitischen Gesichtspunkten nicht weiter 
verantworten läßt. Die einseitige Bevorzugung 
der Großunternehmen durch die Bundesregie- 
rung führt zu einer direkten Abhängigkeit ein- 
zelner Großunternehmen vom Staat und dadurch 
unter Umständen auch zu einer politischen Be- 
einflussung dieser Unternehmen. Im Rahmen 
der staatlichen Forschungsförderung ist deshalb 
zu fordern: 

a) Stärkere Berücksichtigung der kleinen und 
mittleren Unternehmen bei der Förderung 
im Bereich neuer Techniken durch das For- 
schungsministerium, 

b) verbesserte Information der kleinen und 
mittleren Unternehmen über alle Förderungs- 
maßnahmen der Bundesregierung, 

c) stärkere Förderung der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung und 

d) Berücksichtigung' der spezifischen Lage der 
kleinen und mittleren Unternehmen bei der 
Forschungsförderung in der Steuerpolitik. 
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12. Die öffentliche Hand muß sich verpflichten, 
unter Beachtung strenger Maßstäbe, der Wirt- 
schaftlichkeit (Kosten-Nutzen-Analyse) laufend 
zu überprüfen, wie ihre Regietätigkeit auf ein 
Mindestmaß begrenzt werden kann und welche 
Leistungen aus dem Bereich des öffentlichen 
Dienstes zurück in die Verantwortung privater 
Unternehmen zu führen und damit zu privatisie- 
ren sind. Aufgaben, die von privaten wirtschaft- 
lichen Unternehmen ordnungsgemäß, zweckmä- 
ßig und wirtschaftlich erfüllt werden können, 
sind so weit wie möglich durch die Erteilung 
öffentlicher Aufträge zu vergeben. 


VI. Maßnahmen der Gesellschaftspolitik 

1. Eine verantwortungsbewußte Sozialpolitik muß 
sowohl auf die Belastungen der öffentlichen 
Haushalte achten, wie auch die Belastbarkeit 
der Versicherungsgemeinschaft sowie die 
Kostensituation in den Betrieben berücksich- 
tigen, die die Investitions- und Wettbewerbs- 
fähigkeit der Unternehmen nicht beeinträchtigen 
oder gar gefährden darf. Hierbei ist der enge 
Zusammenhang zwischen Wirtschafts- und So- 
zialpolitik zu beachten, da nicht nur jede 
Weiterentwicklung, auch schon die Sicherung 
des Bestandes des Sozialversicherungssystems 
ein stetiges Wirtschaftswachstum bei Preisstabi- 
lität und Vollbeschäftigung voraussetzt. 

2. Nachdem die im Sozialbudget vorgesehene 
wachsende Quote der Sozialleistungen zuneh- 
mend auch zu einem Strukturproblem für lohn- 
intensive Klein- und Mittelbetriebe geworden 
ist, sollen die Sozialkosten künftig nicht unbe- 
grenzt ansteigen. 

3. Weitere lohnbezogene Sozialabgaben dürfen 
nicht ohne Kompensation gesehen werden. Bei 
allen weiteren Sozialleistungen muß auf die 
spezielle Situation der lohnintensiven Klein- 
und Mittelbetriebe Rücksicht genommen wer- 
den. Der im Bereich der Sozialpolitik festzu- 


stellenden Tendenz, neue sozialpolitische Maß- 
nahmen über die Unternehmen zu finanzieren, 
muß Einhalt geboten werden, um wettbewerbs- 
verzerrende Belastungen für lohnintensive Be- 
triebe zu vermeiden. 


Bonn, den 17. Februar 1976 


Hauser (Krefeld) 

Schmidhuber 
Lampersbach 
Engelsberger 
Dr. von Bismarck 
I von Bockeiberg 
: Dreyer 
Eigen 
I Gewandt 
I Haase (Kassel) 

Dr. Jenninger 
! Dr. Jobst 
Josten 

Dr. Köhler (Duisburg) 

! Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Luda 

Dr. Miltner 

Dr. Müller-Hermann 

Niegel 

Frau Pieser 

Pohlmann 

Dr. Ritz 

Rollmann 

Schedl 

Schröder (Lüneburg) 

Sick 

Dr. Sprung 
Susset 

Dr. Stavenhagen 
Dr. Waigel 
Dr. Warnke 
Dr. Zeitei 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeine Begründung 


Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß eine 
möglichst große Zahl leistungsfähiger kleiner und 
mittlerer Unternehmen im Interesse einer gesell- 
schaftspolitisch befriedigenden Wirtschaftsstruktur 
liegt und mithin dem Ausbau und der Festigung 
der Wirtschaftsordnung der Sozialen Marktwirt- 
schaft dient. 

Die Gründe für die Notwendigkeit zur Förderung 
kleiner und mittlerer Unternehmen sowie der Freien 
Berufe sind nicht standespolitischer oder gruppen- 
spezifischer Art, sondern leiten sich ab aus den 
Funktionen, die kleine und mittlere Unternehmen in 
der Sozialen Marktwirtschaft zu erfüllen haben. 
Flierzu zählen: 

1. die Wachstumsfunktion, 

2. die konjunkturpolitische Funktion, 

3. die regionalpolitische Funktion, 

4. die Markterschließungsfunktion, 

5. die technologische Funktion, 

6. die Arbeitsplatzfunktion, 

7. die Ausbildungsfunktion, 

8. die verbraucherpolitische Funktion, 

9. die Nahversorgungsfunktion und 

10. die gesellschaftspolitische Funktion. 

Eine zukunftsorienticrtc Mittelstandspolitik mmß da- 
her das Ziel anstreben, die Rahmenbedingungen für 
kleine und mittlere Unternehmen soweit zu ver- 
bessern, wie es notwendig ist, um diesen Unterneh- 
men die Wahrnehmung ihrer Funktionen in der So- 
zialen Marktwirtschaft zu ermöglichen. Der Anteil 
der Klein- und Mittelunternehmen an der Gesamt- 
zahl der Unternehmen in der Bundesrepublik 
Deutschland beträgt 99,6 v. H. Bei ihnen befinden 
sich immerhin 58,6 v. H, aller Arbeitsplätze, die es 
durch eine zukunftsorientierte Mittelstandspolitik 
zu erhalten und zu festigen gilt. 

Das strukturpolitische Aktionsprogramm für kleine 
und mittlere Unternehmen und Freie Berufe soll auf 
der Grundlage des als Rahmengesetz konzipierten 
Gesetzes zur Förderung der kleinen und mittleren 
Unternehmen sowie der Freien Berufe und zur Siche- 
rung von Arbeitsplätzen in der mittelständischen 
Wirtschaft (Bundesmittelstandsförderungsgesetz - 
BMfG) - Drucksache 7/4284 - jene Maßnahmen ent- 
halten, die in den Bereichen Steuerpolitik, Kredit- 
politik, Wettbewerbspolitik, auf dem Gebiet des 
Unternehmensrechtes, bei der öffentlichen Auftrags- 
vergabe und in der Gesellschaftspolitik vorrangig 
realisiert werden sollen. Diese Maßnahmen begrün- 
den sich im einzelnen wie folgt: 


Begründung der Einzelmaßnahmen 

Zu I. Maßnahmen der Steuerpolitik 

Der Kapitalbedarf insbesondere der mittelständi- 
schen Wirtschaft steigt bedingt durch den raschen 
technischen Fortschritt und die Notwendigkeit von 
Rationalisierung und Automatisierung zur Verbesse- 
rung und Anpassung der Leistungsstruktur der Un- 
ternehmen ständig an. Die Finanzstruktur speziell 
der mittelständischen Unternehmen jedoch hat sich 
in den Jahren seit 1969 besorgniserregend ver- 
schlechtert, was auch durch vorübergehend gewährte 
Investitionsprämien nicht geändert wurde. Gerade 
im Wachstumsprozeß müssen zusätzliche Mittel für 
die Expansion zur Verfügung stehen, um die Finan- 
zierungsstruktur ausgewogen gestalten zu können. 
Die Beschaffung der benötigten Mittel wird ange- 
sichts der hohen Investitionserfordernisse einerseits 
und der geringen Verschuldungsmöglichkeiten ande- 
rerseits immer schwieriger und macht daher die Er- 
schließung neuer zusätzlicher Wege der Eigenfinan- 
zierung nötig. 

Die notwendige Versorgung mit Eigenkapital, die 
speziell für die Verbesserung der Finanzierungs- 
struktur mittlerer Unternehmen erforderlich ist, ist 
durch die Steuererhöhungspolitik der Bundesregie- 
rung seit 1969 sowie durch die scharfe Restriktions- 
politik der Bundesbank erheblich erschwert worden. 
An zusätzlichen Steuerbelastungen, die dadurch von 
1969 bis 1975 verursacht wurden, mußte die Wirt- 
schaft 17,5 Mrd. DM verkraften. 

Es handelt sich dabei im Rahmen der Einkommen- 
steuer um 

— die Anhebung des Spitzensatzes bei der Einkom- 
mensteuer, 

— die Beseitigung der Abzugsfähigkeit der Vermö- 
gensteuer, 

• — • die Begrenzung der Sparförderung, 

— die Kürzung der Investitionszulagen für For- 
schung und Entwicklung, 

— den Wegfall der Sonderabschreibungen im Be- 
reich Forschung und Entwicklung und 

— den Stabilitätszuschlag. 

Bei der Vermögen- und Erbschaftsteuer wurden die 
Einheitswerte (verbunden mit Tarif änderungen) an- 
gehoben. 

Bei der Grundsteuer wurden neue Einheitswerte 
festgelegt. Hinzu kam eine Anhebung der Hebesätze 
bei Grundsteuern sowie bei der Gewerbesteuer von 
Ertrag und Kapital einschließlich der Lohnsummen- 
steuer. 

Weitere Steuererhöhungen wurden u. a. durchge- 
führt mittels der Investitionssteuer, bei der Mine- 
ralölsteuer und der Kraftfahrzeugsteuer für LKW's. 
Die sogenannte Steuerreform hat den durch die 
Steuerprogression bedingten Effekt der ständigen 
„heimlichen" Steuererhöhungen nicht beseitigt. 

Diese steuerlichen Mehrbelastungen treffen mit un- 
zureichenden Abschreibungsmöglichkeiten zusam- 
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men, so daß die gestiegenen Wiederbeschaffungs- 
kosten für Ersatzinvestitionen zum erheblichen Teil 
aus versteuerten Gewinnen finanziert werden müs- 
sen. Die Besteuerung sogenannter Scheingewinne 
führt zu erheblichen Substanzverlusten. 

In der gegenwärtigen Lage sind alle Bemühungen 
in erster Linie darauf zu konzentrieren, 

die Arbeitslosigkeit zu überwinden, 
die Investitionsfähigkeit der Wirtschaft wieder 
herzustellen und ihre internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit zu verbessern, 
ein angemessenes Wirtschaftswachstum bei sta- 
bilen Preisen zu erreichen und 
die Substanz insbesondere der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen zu erhalten. 

Damit wird auch eine Voraussetzung dafür geschaf- 
fen, die von der CDU/CSU eingeleitete Politik der 
Eigentumsbildung in breiten Schichten der Bevölke- 
rung fortzusetzen und weiter zu aktivieren. 

Zur Überwindung der Wirtschafts- und Finanzkrise 
sind 

ordnungspolitische Klarheit, 

Rückführung der Staatsausgaben und -aufgaben 
--.r ■*’'örtrRtbares Maß und 

gesicherte RahmenbeainyL^i^C^en im Steuerbereich 
notwendig. 

Die erforderlichen steuerlichen Entlastungen kön- 
nen angesichts der riesigen Defizite in den Staats- 
haushalten nicht alle sofort verwirklicht werden. 
Deshalb wird entsprechend dem Beschluß der Frak- 
tion der CDU/CSU vom 21. Oktober 1975 erneut vor- 
geschlagen, die nötiget! Maßnahmen in einem Stu- 
fenplan zu realisieren. Hierzu gehört auch die Ver- 
abschiedung der Körperschaftsteuerreform in dieser 
Wahlperiode. 

Zu 11. Maßnahmen der Kreditpolitik 

Die Investitionsbereitschaft und -fähigkeit der mit- 
telständischen Unternehmen wird heute durch die 
mangelnde Ausstattung mit Eigenkapital und die 
Einengung der Ertragskraft durch die Mehrbelastun- 
gen im Zuge der sogenannten Steuerreform, durch 
die Exportrückgänge, durch Mehrbelastungen durch 
administrative Aufgaben sowie durch wachsende 
gesellschaftspolitische Ansprüche stark geschwächt. 
Hinzu kommen spezielle Finanzierungsschwierigkei- 
ten bei bestehenden kleinen und mittleren Unter- 
nehmen wie z. B. bei Rationalisierungsvorhaben, 
insbesondere in Wachstumsphasen und bei der An- 
wendung von Ergebnissen der Forschung und Ent- 
wicklung. Bei der Gründung von Unternehmen brin- 
gen wachsende Mindestbetriebsgrößen in vielen 
Wirtschaftsbereichen Finanzierungsprobleme mit 
sich, die im Interesse der Schaffung neuer selbstän- 
diger Existenzen gelöst werden müssen. 

Die Erfahrung in Hochzinsphasen hat gelehrt, daß 
die vorhandenen öffentlichen Hilfen für Investitio- 
nen häufig deshalb nicht sinnvoll genutzt werden 
können, weil viele Unternehmen nicht in der Lage 
sind, die gleichzeitig benötigten Betriebsmittelkre- 


dite zu beschaffen. Es müssen daher Möglichkeiten 
gefunden werden, um die bisherigen Kreditpro- 
gramme in dieser Richtung flexibler zu handhaben 
und auch durch spezielle Betriebsmittelkredit-Pro- 
gramme unter strikter Limitierung und strenger Kon- 
ditionierung zu ergänzen. Hierzu gehört auch die 
finanzielle Förderung von Betriebsmittelanschaffung 
bei zwischenbetrieblichen Kooperationsmaßnahmen. 


Zu IIL Maßnahmen der Wettbewerbspolitik 

Funktionsfähiger Leistungswettbewerb und mithin 
eine optimale Versorgung der Verbraucher lassen 
sich nur dann aufrechterhalten, wenn auf dem Markt 
ein vielfältig gefächertes Angebot und eine nicht- 
monopolisierte Nachfrage das bestimmende Prinzip 
bleiben. Der Frage einer ausgewogenen Unterneh- 
mensgrößenstruktur unserer Wirtschaft kommt da- 
her eine hohe Bedeutung für die Glaubwürdigkeit 
der marktwirtschaftlichen Ordnung zu. 

Vor allem bei den Beziehungen zwischen Unterneh- 
men verschiedener Größe besteht die Gefahr von 
Machtungleichgewichten, die die Selb: tändigkeit 
und Entfaltungsmöglichkeiten der kleine' . und mitt- 
leren Unternehmen einengen könnten. Js Zuliefe- 
rer und auch als Abnehmer können kle’ und mitt- 
lere Unternehmen in einem Maße v^ . Großunter- 
nehmen abhängig sein, daß ihre , .laftliche Selb- 
ständigkeit übermäßig eingeschränkt ist. 

Die wettbewerbsrechtliche Diskriminierung führt zu 
strukturpolitisch bedenklichen Auswirkungen für 
kleine und mittlere Unternehmen. Wenn marktstar- 
ken Nachfragen ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
günstigere Konditionen eingeräumt werden als an- 
deren Nachfragern, dann ist das eine Beeinträchti- 
gung des Wettbewerbs, durch den die Konzentra- 
tion gefördert wird. 

Zur Verbesserung des Gesetzes gegen den unlau- 
teren Wettbewerb liegt dem Bundestag bereits ein 
von einer Reihe von CDU/CSU- Abgeordneten ein- 
gebrachter Gesetzentwurf (Drucksache 7/2049) vor, 
durch den wesentliche Verbesserungen erreicht wer- 
den könnten. 


Zu IV, Maßnahmen auf dem Gebiet des Unterneh- 
mensrechts 

Auf dem Gebiet des Unternehmensrechts sind vor- 
dringlich eine mittelstandsgerechte GmbH-Rechts- 
Reform, die Schaffung eines Partnerschaftsgesetzes, 
steuerliche Maßnahmen bei Änderung der Unter- 
nehmensform sowie Maßnahmen zur Förderung der 
betrieblichen Gewinn- und Kapitalbeteiligung der 
Arbeitnehmer nötig. 

Dem Deutschen Bundestag liegt bereits der Entwurf 
eines Partnerschaftsgesetzes (Drucksache 7/4089) vor. 

Die Entwicklung auf den Arbeitsgebieten der Freien 
Berufe zwingt zu einer Umstellung von der Tätigkeit 
des einzelnen zur Kooperation - häufig sogar zur 
interdisziplinären Kooperation. Die bisher bestehen- 
den Gesellschaftsformen sind organisatorisch oder 
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steuerlich entweder zu sehr auf die Gegebenheiten 
bei Handel und Gewerbe oder zu sehr auf Ideal- 
vereine zugeschnitten, so daß entweder die Gesell- 
schaftssfruktur zu bürokratisch, die Steuerbelastung 
zu hoch, Standesrecht nicht anwendbar oder eine 
Haftungsbeschränkung nicht möglich ist. 


Zu V. Maßnahmen der öffentlidien Auftragsvergabe 

Die Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
am öffentlichen Auftrags Volumen ist zu vergrößern, 
wobei auch bei beschränkter Ausschreibung und bei 
freihändiger Vergabe kleine und mittlere Unter- 
nehmen nach Möglichkeit angemessen berücksich- 
tigt werden sollen. Die rechtlich unverbindlichen 
Empfehlungen der Bundesressorts für eine angemes- 
sene Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
an der öffentlichen Auftrags vergäbe reichen in ihrer 
praktischen Auswirkung noch nicht aus. Der Erlaß 
des Bundesministers der Verteidigung vom Septem- 
ber 1966 über die „Beteiligung mittelständischer Ge- 
werbetreibender an den Beschaffungen zur Deckung 
des Verteidigungsbedarfes" ist weiter zu entwickeln. 


Zu VL Maßnahmen der Gesellschaftspolitik 

Die soziale Sicherung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bietet allen Arbeitnehmern und ihren Ange- 
hörigen einen wirksamen solidaren Schutz. Sie ist 
ein Ordnungsfaktor ersten Ranges und somit ein 
wesentliches Element des sozialen Friedens gewor- 
den. Ihre Erhaltung und Festigung ist für den 
Bestand der Sozialen Marktwirtschaft unerläßlich. 
Die mittelständische Wirtschaft bejaht daher das in 
der Bundesrepublik Deutschland bestehende System 
der sozialen Sicherung. 


Mittelstandspolitik umfaßt nicht zuletzt auch die 
Lösung der sozial- und gesellschaftspolitischen Pro- 
bleme, die sich durch den dynamischen Struktur- 
wandel am Markt ergeben. So muß Mittelstands- 
politik für einen permanenten Emeuerungsprozeß 
von Unternehmen sorgen, indem sie den „Nachschub 
an Unternehmern" sichert. Sie muß zudem dafür 
sorgen, daß der Unternehmer rechtzeitig strukturelle 
Nachfrageänderungen erkennen und diesen sich 
flexibler anpassen kann. Mittelstandspolitik muß 
sich ebenso an Arbeitnehmer wenden, denen die 
Chance zur Gründung einer selbständigen Existenz 
gegeben werden muß. 

Vor weiteren sozialpolitischen Entscheidungen muß 
beachtet werden, daß in der Zeit von 1969 bis 1975 
Mehrbelastungen der Wirtschaft von 

21 000 Millionen DM bei der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten, 

10 500 Millionen DM bei der Krankenversicherung, 

1 800 Millionen DM bei der Unfallversicherung und 

2 900 Millionen DM bei der Arbeitsförderung 

(Arbeitslosenversicherung) 

verkraftet werden mußten. Die gesamten zusätz- 
lichen Belastungen in dem Zeitraum von 1969 bis 
1975 belaufen sich auf 39,7 Mrd. DM. 

Die Grenzen der Belastbarkeit der mittelständischen 
Wirtschaft durch Sozialkosten sind erreicht. Durch 
die explosive Entwicklung insbesondere der Perso- 
nalnebenkosten ist der lohnintensive Mittelstand 
härter getroffen worden als die in der Regel kapi- 
talintensive Großwirtschaft. Gerade die gegenwär- 
tige konjunkturelle Situation hat die These von der 
mühelosen Uberwälzbarkeit steigender Kosten auf 
die Preise widerlegt. 
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